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Freie Schulwahl in der Schweiz 
 

Die freie Wahl der Schule ist in der 
Schweiz erst ab der 10. Klasse mög-
lich, doch immer mehr Eltern fordern, 
dass sie bereits früher eingeführt wird. 
Der so entstehende Wettbewerb zwi-
schen den Schulen soll die Qualität der 

Bildung steigern. Viele sehen darin aber 
auch Nachteile. 

Dieser Text zeigt auf, wie eine freie 
Schulwahl in der Schweiz aussehen 
könnte und welches die Vor- und 
Nachteile sind. Dazu werden Argumen-
te von Befürwortern und Gegnern dis-

kutiert und ein Blick auf Erfahrungen im 
Ausland geworfen.  

Freie Schulwahl in der Theorie 

Heute wird jedem Kind ein Platz in ei-

ner staatlichen Schule zugeteilt. Diese 
werden direkt von der Gemeinde oder 
dem Kanton finanziert. Entsprechend ist 
es unmöglich, die Schule frei zu wäh-
len. 

Um die freie Schulwahl einzuführen, 

wird daher oft diskutiert, dass anstelle 
der direkten Finanzierung ein System 
mit Bildungsgutscheinen (sog. Vou-
cher-System, siehe Kasten) eingeführt 

wird. Dabei erhält jedes Kind einen Bil-
dungsgutschein. Die Eltern wählen nun 
für ihr Kind die Schule, welche sie für 
die beste halten und bezahlen diese mit 
dem Gutschein. Durch diese Mass-
nahme stehen öffentliche und private 

Schulen untereinander im Wettbewerb 
und würden um die Gunst möglichst 
vieler Schüler kämpfen. Das Resultat – 
so die Befürworter - wären Schulen, die 
optimal auf die verschiedenen Bedürf-
nisse der Schüler ausgerichtet seien.  

Blick auf das Ausland 

Die oben genannte Idee wird in diver-
sen Ländern sehr unterschiedlich in die 
Praxis umgesetzt. Die Erfahrungen aus 
dem Ausland zeigen, dass bei blosser 

Wahlfreiheit nicht genügend Wettbe-
werb mit all seinen Vorteilen entsteht. 
Erst wenn das System so ausgestaltet 
wird, dass mit dem Schüler die finan-
zielle Basis zur Schule kommt (bei-
spielsweise mit Bildungsgutscheinen), 

wird die Wahlmöglichkeit aus Qualitäts-
gründen (z.B. bessere Infrastruktur) 
auch genutzt. Dies kann man allerdings 
nur feststellen, wenn vergleichende 

Standards und Tests existieren. In Ta-
belle 1 werden vier europäische Länder 
mit freier Schulwahl untereinander ver-
glichen. 

Dänemark 

In Dänemark herrscht nicht Schul-
pflicht, sondern Unterrichtspflicht. Das 
heisst, es kann frei zwischen öffentli-
chen und privaten Schulen gewählt 
werden, daneben wird auch Home-
schooling (1% der Schüler) (siehe Kas-

ten) akzeptiert. Der Staat finanziert die 
Mehrheit der Kosten für Privatschulen 
auf Basis der Schülerzahl und gibt ei-
nen Lehrplan vor. Die Eltern bezahlen 
die restlichen 20%, was ca. CHF 1500 
pro Jahr ausmacht. Die Zahl der priva-

 Dänemark Schweden Finnland Niederlande 

Freie Wahl der Schule     

Freie Schulwahl seit: 1849 1992  
(Bildungsgutscheine) 

k.A. 1848 

Vom Staat vorgege-
bener Lehrplan 

   Nein, nur 
Richtlinien 

Privatschulen vom 
Staat finanziert 

Zu 80% Zu 100% (mit Bil-
dungsgutscheinen) 

Zu 100% Zu 100% 

Einheitliche Leis-
tungstests 

    

%-Anteil Schüler in 
Privatschulen 

12% 7.4% 2.2% 70% 

PISA-Rang 2006  
(Lesen/Rechnen) 

19 / 15 10 / 21 2 / 2 11 / 5 

Tabelle 1: Länderübersicht 
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In einzelnen Kantonen sind im Moment 

Bestrebungen im Gange, welche die 
freie Schulwahl fordern. Die theoreti-

sche Idee sieht vor, dass die Schüler 
durch die Abgabe von Bildungsgut-

scheinen vom Staat finanziert werden. 
Dadurch würde sich der Wettbewerb 

unter den einzelnen Instituten erhöhen 
und damit die Qualität verbessern.  

Ein Blick aufs Ausland zeigt, dass Sys-

teme mit freier Schulwahl durchaus er-
folgreich (nach PISA-Kriterien) sein 

können. Allerdings herrschen bei der 
Ausgestaltung der freien Schulwahl 

grosse Unterschiede. In Ländern mit 
freier Schulwahl trat als negative Be-

gleiterscheinung eine Aufsplittung nach 

Hautfarbe oder Einkommen des Eltern-
hauses auf.  

Die Befürworter sind der Meinung, dass 
durch die Wahlfreiheit eine qualitative 

Verbesserung der Schulen festzustellen 

sei, die sich vor allem auf den entstan-
denen Wettbewerb zurück zu führen 

lasse. Die Gegner argumentieren, dass 
die Umsetzung in die Praxis in der 

Schweiz nicht funktioniere, da es bisher 
keine einheitlichen Strukturen gebe. 

Zusammenfassung
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ten Schulen ist in den letzten Jahrzehn-
ten ständig gestiegen und sie haben 
mittlerweile einen Schüleranteil von 
12%. Nicht zuletzt dank der langjähri-
gen Erfahrungen scheint die Wahlfrei-
heit in Dänemark gut zu funktionieren.  

Schweden 

Dieses skandinavische Land kennt die 
freie Schulwahl mittels Voucher-System 
seit Anfang der neunziger Jahre. Vor 
allem in städtischen Gebieten wird da-
von auch gebraucht gemacht. Wie bei 
anderen Voucher-Systemen trat als 

Nebeneffekt eine sozioökonomische 
Segregation (siehe Kasten) der Schüler 
auf. Dabei schicken vor allem besser 
gebildete und einkommensstarke Fami-
lien ihre Kinder in dieselbe Schule, 
während Kinder aus ärmeren Verhält-
nissen die andere besuchen. Ebenso 

sind die Kosten in Schweden durch die 
Einführung der Wahlfreiheit nicht ge-
sunken. Allerdings hatte die Konkurrenz 
unter den Schulen wohl eine leichte 
Steigerung der Bildungsqualität zur Fol-
ge. 

Finnland 

Im Zusammenhang mit den PISA-
Studien wurden in den letzten Jahren 
vielfach die Leistungen der finnischen 
Schüler hervorgehoben. Finnland kennt 
die Wahlfreiheit zwischen privaten und 
öffentlichen Schulen, allerdings gelten 

strikte Regeln. Der Staat behält die 
Kontrolle über Lehrplan und Lehrer-
schaft. Zudem dürfen beispielsweise 
bei der Wahl einer Privatschule keine 
zusätzlichen Kosten anfallen und der 
Schulweg darf nicht mehr als 5 km 
betragen. Durch diese Einschränkun-

gen ist der Anteil Schüler an privaten 
Instituten sehr gering und darum sind 
Auswirkungen der Wahlfreiheit kaum 
spürbar. 

Niederlande 

Die Holländer kennen die wohl bunteste 

Schullandschaft mit mehr als 400 un-
terschiedlichen Schulprogrammen. Für 
Lehrpläne und Unterricht sind die ein-
zelnen Schulen abgesehen von Richtli-
nien des Staates selber verantwortlich. 
Deshalb gibt es viele Institute, die sich 

beispielsweise an religiösen Gesichts-
punkten orientieren. Die PISA-Studie 
attestiert dem niederländischen Modell 
gute Noten was die Leistung anbetrifft. 
Jedoch treten wie in Schweden Ten-
denzen auf, dass eine Segregation 

nach Hautfarbe auftritt. 

Situation in der Schweiz 

Grundsätzlich teilen sich in unserem 
Land Bund und Kantone die Bildungs-

verantwortung, allerdings haben die 
Kantone wegen des Föderalismus weit-
gehende Selbstbestimmungsrechte. 
Der Bund sorgt lediglich für die Siche-
rung der Qualität. 

Bestrebungen für die freie Schulwahl 
sind deswegen vor allem auf Kantons-

ebene im Gange. Im Kanton Baselland 
wurde Ende 2008 dazu bereits eine Ini-
tiative abgelehnt, der Gegenvorschlag 
zur Erhöhung der staatlichen Gelder für 
Privatschulen aber angenommen. Spä-
ter wurde zudem die freie Schulwahl für 

Kindergarten und Primarschule erleich-
tert.  

Ebenso wurden in den Kantonen St. 
Gallen (November 2009) und Thurgau 
(April 2009) Initiativen zur freien Schul-
wahl eingereicht, während in Basel-
Stadt und Solothurn Unterschriften ge-

sammelt werden. Im Kanton Waadt 
wurde im September 2009 eine Petiti-
on eingereicht.  

Inhaltlich wird vor allem die freie Wahl 
zwischen staatlichen und privaten Schu-
len gefordert. Der Staat soll den Privat-
schulen für jedes Kind einen bestimm-

ten Beitrag bezahlen. Dieser Beitrag 
entspricht dabei den Kosten, welche ein 
Kind auch an staatlichen Schulen verur-
sachen würde. Für den Staat entstehen 
damit keine zusätzlichen Kosten aber 
die Eltern hätten die Möglichkeit ihre 

Kinder an eine Privatschule zu schi-
cken. Zudem soll der Zugang ohne 
ethische, religiöse und finanzielle Ein-
schränkung möglich sein.  

Argumente der Befürworter 

In der Bundesverfassung steht, dass 
ein Kind Anrecht auf unentgeltlichen 
Unterricht bei einer Schule bekommt. 
Damit dies für alle Kinder in der 

Schweiz gelte, müsse eine Wahlfreiheit 
eingeführt werden.  

Die Verfechter der freien Schulwahl 
wollen zudem erreichen, dass jedes 
Kind ungeachtet der geografischen 
Herkunft oder sozialen Stellung optimal 

ausgebildet werden kann. Durch die 
Einführung der genannten Massnah-
men verbessere sich die Qualität sowie 
Transparenz, da die Schulen unter Qua-
litätsdruck stehen würden. Ferner ge-
hen die Befürworter davon aus, dass 
viel Geld für Sondermassnahmen ein-

gespart werden könnte, da nun die op-

Voucher-System 

Beim diesem System erhalten Eltern 

vom Staat einen Bildungsgutschein. Mit 
diesem bezahlen die Eltern die Ausbil-

dung ihres Kindes in der Schule ihrer 
Wahl. Dies kann auch eine Privatschule 

sein. Damit hängt die Finanzierung einer 
Schule von der Anzahl der Schüler ab. 

Befürworter sind der Meinung, dass da-
durch ein freier Markt unter den Schulen 

entsteht, welcher mittels Anreizen dafür 
sorgt, dass sich die Schulen ständig 

verbessern. Erfolgreiche Schulen ziehen 
mehr Schüler an, während schlechtere 

zu einer Verbesserung gezwungen wer-
den, da ansonsten die Schliessung 

droht. 
 

Sozioökonomische Segregation 

Die Sozioökonomie untersucht Zusam-

menhänge und das Verhältnis zwischen 
wirtschaftlicher Leistung und dem ge-

sellschaftlichen Status. Segregation be-

deutet, dass eine Trennung oder Entmi-
schung in einzelnen Gruppen auftritt. Im 

Zusammenhang mit freier Schulwahl 
kann sozioökonomische Segregation 

auftreten, wenn beispielsweise Kinder 
von gut verdienenden und gut ausgebil-

deten Eltern auf die eine Schule gehen, 
während Kinder aus ärmeren Verhältnis-

sen die andere Schule besuchen. Eben-
so kann beispielsweise die Hautfarbe 

ein Segregationsmerkmal sein. 
 

Homeschooling 

Als Homeschoolig (Hausunterricht) wird 
der Unterricht zu Hause bezeichnet. Die 

Eltern übernehmen dabei die Funktion 
des Lehrers, bei denen die Unterrichts-

formen stark variieren können.  

Einfach erklärt 
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timalste Schule für das Kind ausgewählt 
werden könnte. Die freie Schulwahl sei 
zudem ein Mittel gegen die zunehmen-
de Schliessung von Schulen auf dem 
Land. Die gefährdeten Schulen könn-
ten dann von Eltern übernommen und 

damit gerettet werden. In Deutschland 
werde dies erfolgreich in die Praxis um-
gesetzt.  

Die Befürworter werden von einer 
OECD-Studie unterstützt. Diese sagt 
aus, dass sich der Schulerfolg für 
schlechter Lernende durch Massnah-

men wie die freie Schulwahl eher ver-
bessert als verschlechtert. Die Wahl-
freiheit ermögliche zudem schulische 
Erfolge, die nicht von der Herkunft der 
Kinder abhängen. 

Argumente der Gegner 

Die Gegner befürchten bei der Einfüh-
rung der Wahlfreiheit praktische Prob-
leme. Erfahrungen im Ausland hätten 
gezeigt, dass die Kosten für die Bildung 

steigen würden. Weiter hätten bevor-
zugte Schulen möglicherweise nicht 
genügend Infrastruktur. Da die staatli-
chen Schulen jedem Kind einen Platz 
garantieren müssten, könnten zudem 
viele ungenutzte Plätze entstehen. Die 
Gegner sind ausserdem nicht der Mei-

nung, dass Sondermassnahmen einge-
spart würden, denn es müsse weiterhin 
spezielle Massnahmen beispielsweise 

für Legastheniker oder Hochbegabte 
geben.  

Das Argument, dass durch die freie 
Schulwahl Schulen gerettet werden 
können, lassen die Gegner ebenfalls 
nicht gelten. Sie weisen darauf hin, 

dass in der Schweiz teilweise keine an-
deren Schulen innerhalb vernünftiger 
Distanzen entstehen könnten. Wenn 
nun von gefährdeten Dorfschulen Kin-
der abwandern, so wären diese ohnehin 
nicht mehr zu retten. 

Bildungswissenschaftler halten die Ein-

führung einer freien Schulwahl in der 
Schweiz noch verfrüht. Da es noch kei-
ne einheitlichen Standards gibt, könne 
man die Schulen nur schlecht verglei-
chen. Damit wären die Qualitätsunter-
schiede zwischen Schulen nicht mess-

bar. In der Schweiz sind Bestrebungen 
für einheitliche Standards aber erst im 
Aufbau. Ausserdem würden Beispiele 
aus dem Ausland zeigen, dass die blos-
se Schulwahl alleine noch wenig Wett-
bewerb mit sich bringe.  

Fazit 

Die obige Diskussion hat gezeigt, dass 
die Auswirkungen der Wahlfreiheit stark 
von der Umsetzung abhängen. Die Idee 
der freien Schulwahl wurde bisher in 

vielen Ländern mit unterschiedlichen 
Schulsystemen und –stufen, Zielen und 
Rahmenbedingungen eingeführt. Die 
Erfahrungen aus dem Ausland zeigen, 

dass Systeme mit freier Schulwahl 
ebenso wie staatliche Schulinstitute 
Spitzenplätze in der PISA-Rangliste er-
reichen können. Bei einer Einführung 
von Bildungsgutscheinen oder Wahl-
freiheit ohne grosse Einschränkungen 

besteht allerdings die Gefahr von sozi-
ökonomischer Segregation, wie sie bei-
spielweise in Schweden oder in Holland 
auftritt. 

Bisherige Erfahrungen zeigen ebenfalls, 
dass Schulen einfach aus negativen 
Gründen, z.B. wenn die Eltern nicht mit 

dem Lehrer auskommen, gewechselt 
werden. Damit aber eine Schule aus 
Qualitätsgründen (z.B. bessere Lehrer) 
gewechselt wird, braucht es öffentlich 
zugängliche Informationen, die einen 
Vergleich zulassen. In der Schweiz 

herrschen derzeit noch viele unter-
schiedliche Rahmenbedingungen. Eine 
schweizweite Einführung der freien 
Schulwahl wäre wohl daher erst nach 
der derzeit laufenden Vereinheitlichung 
der Bildung sinnvoll. Es hat sich aber 
beispielsweise in Finnland gezeigt, dass 

die staatlichen Schulen nicht zwingend 
in Gefahr sind, wenn sie im Wettbewerb 
mit privaten Anbietern stehen. Denn die 
Nähe zur Schule ist oftmals das wich-
tigste Wahlkriterium. Das Gesetz kann 
zudem je nach Ausgestaltung die staat-
lichen Schulen stärker oder schwächer 

schützen.  
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